
Präsidentin 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Vorlage 

Finanzmin isteri um 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

an den Unterausschuss Landesbetriebe und Sondervermögen 
des Haushalts- und Finanzausschusses 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Vorlage des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 des 
Landesbetriebes Straßen bau Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

als Anlagen übersende ich Abdrucke dieses Schreibens und meiner 
Vorlage an den Unterausschuss Landesbetriebe und Sondervermögen 
des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags vom heutigen 
Tage mit der Bitte, die Abdrucke an die Mitglieder des vorgenannten 
Aussch usses weiterzuleiten. 

Mit freundlichen Grüßen 

~~~w~:s~l~ 
Anlagen: 41 Abdrucke 

f. .07.2016 
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1. LAGEBERICHT 
FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2015 





Landesbetrieb Straßen bau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen 

Aufgaben 

lagebericht für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 

Dem 8traßenwesen kommt bei der Verkehrsinfrastruktur eine besondere Bedeutung zu. Rund 81 
% der Personenverkehrsleistungen in der Bundesrepublik werden auf dem Straßennetz abgewi
ckelt. Die geografisch zentrale Lage Nordrhein-Westfalens erfordert eine zunehmende Beach
tung des Transitverkehrs in einem zusammenwachsenden Europa. In der Zukunft ist eine weitere 
erhebliche Steigerung der Verkehrsleistungen auf der Straße zu bewältigen. Der Personenver
kehr auf der Straße wird gegenüber dem Bezugsjahr 2010 bis 2030 um 5 %, der Straßengüter
fernverkehr um 17 % (die Güterverkehrsleistungen um 39 %) wachsen (Verkehrsverflechtungs
prognose 2030, 11. Juni 2014). 

Straßen.NRW ist der große Infrastruktur-Dienstleister in Nordrhein-Westfalen. Der Landesbetrieb 
ist ein rechtlich unselbständiger, organisatorisch abgesonderter Teil der Landesverwaltung; er 
betreut - in Streckenlänge gerechnet - 17,1 % der deutschen Autobahnen, 11,3% der außerorts 
gelegenen deutschen Bundesstraßen sowie 15,2 % der außerorts gelegenen Landesstraßen in 
Deutschland. 

Straßen.NRW betreut den größten Teil des nordrhein-westfälischen Netzes von Autobahnen, 
Bundes- und Landesstraßen. Das gesamte Streckennetz umfasst: 

• 2.222 Kilometer Autobahnen 
• 4.454 Kilometer Bundesstraßen 
• 13.102 Kilometer Landesstraßen 
• knapp 10.000 Brückenbauwerke 

Die Bedeutung des nordrhein-westfälischen Straßennetzes innerhalb der gesamten deutschen 
Verkehrsinfrastruktur wird deutlich, wenn man neben den Streckenlängen die tatsächliche Ver
kehrsleistung betrachtet. Im Jahr 2014 entfielen 18,2 % der auf deutschen Autobahnen und au
ßerorts gelegenen Bundesstraßen erbrachten Fahrleistungen auf Nordrhein-Westfalen. 

Die durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge auf Autobahnen von 59.016 (2014) Kfz.rrag liegt 
um 20,9 % über dem Bundesdurchschnitt. Der Spitzenwert im Ballungsraum Köln erreicht mit 
174.994 KfzIfag mehr als das Dreieinhalbfache des Bundesdurchschnittswertes. 

Das Netz der Bundesfernstraßen wird von den Ländern im Auftrag des Bundes betreut. Stra
ßen.NRW erbringt als Teil der Landesverwaltung diese Leistungen für die Verkehrsinfrastruktur 
in Nordrhein-Westfalen. Insbesondere werden Planung, Baumanagement und Betrieb der Bun
desautobahnen und sonstigen Bundesstraßen in Nordrhein-Westfalen im Rahmen der Auftrags
verwaltung nach den Vorschriften des Grundgesetzes und des Bundesfernstraßengesetzes über
nommen. 

Planung, Baumanagement und Betrieb der Landesstraßen einschließlich des Um- und Ausbaus 
werden nach den Vorschriften des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
ebenfalls umfassend von Straßen.NRW geleistet. Hierbei wird auch mit der Privatwirtschaft zu
sammengearbeitet. 
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Im Bereich der Kreis- und Gemeindestraßen übernimmt Straßen.NRW Planung, Baumanage
ment und Betrieb einschließlich des Um- und Ausbaus nach den Vorschriften des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen, soweit ihm diese Aufgaben nach § 56 Abs. 3 
des Straßen- und Wegegesetzes übertragen werden. Sechs Kreise nutzen das Angebot, ihr ge
samtes Kreisstraßennetz mit etwa 1.000 km (von insgesamt knapp 10.000 km Kreisstraßen in 
Nordrhein-Westfalen) im Betriebsdienst oder auch zusätzlich im Planen und Bauen von Stra
ßen.NRW betreuen zu lassen. Für einen weiteren Kreis und für über 240 von bestehenden 396 
Kommunen erbringt der Landesbetrieb Winterdienstleistungen auf der Strecke bzw. in den Orts
durchfahrten. 

Des Weiteren beschafft Straßen.NRW für 138 kommunale Körperschaften im Rahmen einer EU
weiten Ausschreibung die Streustoffe. Im Rahmen der länderübergreifenden nationalen Salzre
serve zur Vermeidung von Engpässen beim Streudienst auf Bundesautobahnen hat Stra
ßen.NRW die Vorhaltung eines Anteiles von 33.000 t Streusalz übernommen. Darüber hinaus 
stehen weitere 40.090 t als Reserve für Bundes-, Landes- und einige kommunale Straßen zur 
Verfügung. 

Eine Vielzahl von Kommunen wird im Gegenzug gegen Kostenerstattung für Straßen.NRW im 
Betriebsbereich tätig. Straßen.NRW beabsichtigt, diese Zusammenarbeit insbesondere mit der 
kommunalen Ebene auch in Zukunft im beiderseitigen ökonomischen Interesse auszubauen. 

Organisation der Straßenbauverwaltung in Nordrhein-Westfalen 

Straßen.NRW erbringt seine Leistungen kundenorientiert und bedarfsgerecht. Dabei sind die 
übertragenen Aufgaben mit dem Ziel der betriebswirtschaftlichen Optimierung qualitätsgesichert 
durchzuführen. Der Landesbetrieb ist Dienstleister und hat nicht das wirtschaftliche Eigentum am 
Landesstraßennetz. 

Das operative Kerngeschäft des Straßenplanens, -bauens und -unterhaltens wird in 10 Nieder
lassungen mit 29 Mastermeistereien an 85 Standorten durchgeführt. Die Verkehrszentrale NRW 
nimmt die Aufgaben mit. Bezug zu Verkehrstelematik und Verkehrsablaufsteuerung wahr. Sons
tige Fachaufgaben in den Bereichen Vermessungl Straßeninformationssysteme, Baustoff- und 
Baugrunduntersuchungen, Gebäudemanagement sowie Telekommunikation wurden im Jahr 
2015 durch vier Fachcenter bearbeitet. 

In Vorbereitung auf ein künftig deutlich höheres Investitionsvolumen hat der Landesbetrieb im 
Jahr 2015 im Rahmen des Handlungskonzeptes zur weiteren Optimierung und zukunftsfähigen 
Ausrichtung umfangreiche organisatorische Maßnahmen auf den Weg gebracht, die geeignet 
sind, den aktuellen und künftigen Herausforderungen gerecht zu werden. Die Umsetzung der 
Maßnahmen wurde 2015 begonnen und wird bis 2016 andauern. Handlungsansätze sind dabei 
folgende Kernbereiche: 

• Effizienzsteigerung durch Verbesserung des niederlassungsübergreifenden Kapazitäts
ausgleichs 

• Vorrangige Stellenbesetzungen in den Bereich Planung/Grunderwerb, Bau und Kon
struktiver Ingenieurbau bzw. Stärkung der technischen Bereiche 

• Optimierung von Prozessen und konsequente Erschließung von Kapazitäten für das 
Kerngeschäft 

• Optimierter und verstärkter Einsatz von Ingenieurvergaben 
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Im Einzelnen wurden die acht Regional- und zwei Autobahnniederlassungen in vier regionale 
Niederlassungsverbünde (Regionen) gruppiert. Die Niederlassungen selbst wurden als Teil der 
Regionen beibehalten. Die regionalen Verbünde sind jeweils einer Regionalleitung unterstellt. Die 
Regionalleitungen sind u. a. verantwortlich für den effektiven und effizienten Ressourceneinsatz 
und einen optimierten übergreifenden Kapazitätsausgleich sowie die Umsetzung von Priorisie
rungen in der Region. 

Besonders erfolgskritische Aufgabenbereiche sind organisatorisch direkt an die Regionalleitung 
angebunden. Dazu gehören der Brückenbau, besondere Großprojekte sowie der für Ingenieur
vergaben zuständige Projekteinkauf. Querschnittsaufgaben werden ebenfalls regional gebündelt. 
Ferner werden in laufenden Prozessoptimierungen Genehmigungsvorbehalte und bestehende 
Berichtspflichten auf das notwendige Maß reduziert, die KLR vereinfacht, die BUdgetverantwor
tung ausgebaut und die Handlungsverantwortung vor Ort gestärkt. 

Die bisherigen Fachcenter wurden als gesonderte Organisationsform aufgegeben. Die größeren 
Handlungseinheiten der Regionen ermöglichen eine Verlagerung von Aufgaben und Personal in 
die direkte Verantwortung der Regionen bzw. der Zentrale des Landesbetriebs. 

Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr hat die Leitung von Stra
ßen.NRW einer Direktorin übertragen. Sie tritt an die Stelle der bisher kollegial verfassten Be
triebsleitung und entscheidet in allen über die laufenden Geschäfte hinausgehenden Angelegen
heiten, z.B. strategische Angelegenheiten, Grundsätzliches zu Organisation und Personal sowie 
Referats- und Regionen übergreifenden Angelegenheiten. 

Grundsatz-, Koordinations-, Kontroll- und Serviceaufgaben für den Landesbetrieb Straßenbau 
NRW werden durch die Zentrale am Standort Gelsenkirchen wahrgenommen. Auch hier wurden 
aufbauorganisatorische Veränderungen vorgenommen, um Ressourcen für das operative Kern
geschäft freizustellen. Die bisherigen fünf Hauptabteilungen wurden dabei in vier Referate über
führt. 

Aufgabenbestand von Straßen.NRW 

Die personellen technischen Ressourcen von Straßen.NRW verteilen sich in etwa im Verhältnis 
1:2 auf die Sparten "Planen" und "Bauen" einerseits und "Betrieb und Verkehr" einschließlich der 
Verwaltung des Bestandes andererseits. Die Sparte "Betrieb und Verkehr" orientiert sich am Be
standsnetz, dessen Größe sich insgesamt wenig verändert. 

Die Leistungsfähigkeit des Straßennetzes kann aufgrund der begrenzten Erweiterungs- und Aus
baumöglichk~iten zukünftig nur durch ein intelligentes Verkehrs- und Betriebsmanagement ge
steigert werden. Um die vorhandene Verkehrsinfrastruktur bestmöglich auszulasten und gleich
zeitig Verkehrssicherheit zu erhöhen, setzt Straßen.NRW ein umfangreiches Programm zum 
Ausbau der Verkehrsbeeinflussungssysteme auf den Fernstraßen um. Wesentliche Bausteine 
der Verkehrsbeeinflussung sind der Einsatz von dynamischen Informationstafeln, mit denen der 
Verkehr bei Störungen umgeleitet werden kann, Zuflussregelungs- und Streckenbeeinflussungs
anlagen, ein modernes Baustellenmanagementsystem und die temporäre Nutzung des Seiten
streifens. 

Die Sparten "Planen" und "Bauen" sind demgegenüber an den verfügbaren Investitionsmitteln 
von Bund und Land und damit an einer veränderlichen Größe orientiert. Im Jahr 2015 wurde ein 
investives StraßenbauvoJumen in Höhe von 884 Mio. € realisiert. 
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Grundlage für eine langfristige Steuerung der Planung und des Baumanagements bilden der Bun
desfernstraßenbedarfsplan und die entsprechende Bedarfsplanung des Landes. Gerade im Be
reich der Bundesinvestitionen werden über den neuen Bedarfsplan Neu- und Ausbauvorhaben 
von Autobahnen und Bundesstraßen mit einem großen Umfang auch für Nordrhein-Westfalen 
festgeschrieben. Damit ist auf lange Sicht für Straßen.NRW eine gute Auslastung zu erwarten. 
Innerhalb dieses Zeithorizontes können jedoch immer wieder kurz- oder mittelfristige Änderungen 
der Prioritäten auftreten, die nur durch einen ausreichenden Grundstock baureifer Planungen 
aufgefangen werden können. Auf diese Weise konnte bisher durch vorausschauende Disposition 
ein optimaler Ressourceneinsatz gewährleistet werden. Allerdings führt der in Vorjahren erfolgte 
Abbau des Personalbestand dazu, dass für die Zukunft ein ausreichender Bestand an baureifen 
Planungen nicht mehr sicher unterstellt werden kann. Straßen.NRW wirkt diesem Umstand mit 
der Einstellung zusätzlichen Personals und der erweiterten Fremdvergabe von Planungsleistun
gen entgegen. 

Betriebliche InvestitionenNermögenslage 

Das realisierte Investitionsvolumen im Jahr 2015 betrug 34,9 Mio. € (inkl. 17,7 Mio. € Zuschüsse 
des Bundes). Davon entfielen 8,0 Mio. € auf die Anschaffung von technischen AnJagen und Ma
schinen und weitere 24,7 Mio. € wurden in Betriebs- und Geschäftsausstatlung, Büromaschinen 
und Kommunikationsanlagen investiert. 

Die Finanzierung der betrieblichen Investitionen erfolgt in voller Höhe durch die ZufOhrungen des 
Landes sowie erhaltene Investitionszuschüsse des Bundes. 

Nicht finanzielle Leistungsindikatoren 

Gegen Ende des Jahres 2015 hatte Straßen.NRW eine Personalzahl von 5.633 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (ohne Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter). Gegenüber dem Stand vom 
Dezember 2014 sind dies 6 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter oder rund 0,1% mehr. I nsgesamt hat 
Straßen.NRW seit Gründung im Jahre 2001 weit über 1.200 Planstellen und Stellen abgebaut. 

Straßen.NRW bildet auf hohem Niveau aus. Die Ausbildungszahlen wurden zur Konsolidierung 
des Landeshaushalts seit 2014 zurückgefahren. Gleichzeitig wird jedoch seitdem verstärkt in den 
Berufsbildern ausgebildet, in denen eine Übernahme nach Abschluss der Berufsausbildung 
grundSätzlich möglich ist. Es ist geplant, die Ausbildungszahlen wieder zu erhöhen, um den Ei
genbedarf in den technischen Berufen und im Unterhaltungsdienst mit eigenen Auszubildenden 
abdecken zu können. 

Derzeit erfolgt eine Ausbildung in insgesamt zehn Ausbildungsberufen, die sowohl bei Stra
ßen. NRW als auch in Unternehmen des öffentlichen Dienstes und der gewerblichen Wirtschaft 
verankert sind. Davon sind drei duale Studiengänge, insbesondere verbunden mit dem Studium 
des Bauingenieurswesens. Eine Kooperation erfolgt mit 5 Hochschulen. Für das Jahr 2015 konn
ten die geplanten Neueinste/lungen im Ausbildungsbereich zu 100 % umgesetzt werden. 

Insbesondere vor dem Hintergrund des technologischen sowie des demografischen Wandels 
kommt auch bei Straßen.NRW der künftigen Sicherung von qualifizierten Fachkräften eine be
sondere Bedeutung zu. So wurden im Sommer 2015 insgesamt 47 Auszubildenden gern. Tarif
vertrag ein auf ein Jahr befristeter Arbeitsvertrag angeboten. Davon haben 40 Auszubildende das 
Angebot angenommen und sie werden bei Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis über
nommen. Mit weiteren 13 Auszubildenden wurde zusätzlich zur tarifvertraglichen Regelung auf
grund von einmalig zu erledigenden Aufgaben ein befristeter Arbeitsvertrag geschlossen. Eine 
Weiterbeschäftigung ist hier ausgeschlossen. Straßen.NRW geht davon aus, dass diese positive 
Entwicklung für den Ausbildungsbereich anhalten wird. 
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Das Ziel von Straßen.NRW, die Leistungen mit betriebswirtschaftlich optimalem Mitteleinsatz zu 
erbringen, erfordert es u. a., fortlaufend die Organisations- und Kostenstrukturen zu überprüfen 
und weiterzuentwickeln. Dies führt natürlich auch zu steigenden beruflichen Veränderungen und 
Anforderungen. Straßen.NRW unterstützt daher die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 
Schaffung einer möglichst ausgewogenen Balance von Berufs- und Privatleben. Eine bedeut
same Möglichkeit dazu bietet ein ausreichendes Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen. So wurden 
Ende 2015 über 100 verschiedene Teilzeitmodelle mit bis zu 39 Wochenstunden genutzt. Durch 
ein professionelles Personalmanagement etwa im Bereich der Dienstplangestaltung ist sicherge
stellt, dass die persönlichen Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach möglichst fle
xiblen Arbeitszeitmodellen - zum Beispiel für die Betreuung von Kindern oder pflegebedürftigen 
Angehörigen - mit den Erfordernissen einer effektiven und effizienten Betriebsführung in Einklang 
gebracht werden. Der Anteil der Beschäftigten, die Teilzeitmodelle nutzen, ist im Vergleich zum 
Vorjahr leicht gestiegen. Waren es Ende 2014 noch 13,6 % aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die mit weniger als der vollen Wochenarbeitszeit beschäftigt waren, so ist der Anteil bis Ende 
2015 auf 14,6 % angestiegen. 

Neben dem umfangreichen Angebot an Teilzeitarbeitsplätzen hat Straßen.NRW auf der Grund
lage einer mit dem Gesamtpersonalrat abgeschlossenen Dienstvereinbarung auch die Möglich
keit geschaffen, außerbetriebliche Arbeitsplätze in Form von Telearbeit einzurichten. Dies ermög
licht es zum Beispiel, berufliche und familiäre Verpflichtungen in besonderem Maße miteinander 
vereinbaren zu können. Die Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von dieser Möglich
keit Gebrauch machen, ist von 423 zum 31.12.2014 um rund % auf 528 zum 31.12.2015 ange
stiegen. 

Darüber hinaus unterstützt Straßen.NRW seine Beschäftigten im Projekt IIFamilienservice" mit 
Hilfe eines beauftragten Unternehmens bei der Suche nach Betreuungsmöglichkeiten für Kinder 
und pflegebedürftige Angehörige und leistet so einen Beitrag zur Zufriedenheit am Arbeitsplatz, 
zur Bindung an das Unternehmen und zur Gewinnung von Fachkräften. 

Chancen und Risiken 

Als Teil der Landesverwaltung unterliegt Straßen.NRW dem öffentlichen Tarifrecht und dem Be
amtenrecht. Anpassungen des Personalstandes an die jeweilige Auftragslage können in der Re
gel nicht kurzfristig vorgenommen werden. Die Personalausgaben sind mit ca. 54 % aller Auf
wendungen die größte Aufwandsposition im Eigenmittelbereich des Landesbetriebes. Aus diesen 
Gründen ist für Straßen.NRW eine langfristig planbare sichere Auftragslage und Auslastung von 
besonderer Bedeutung. 

Ein erhebliches Risiko für Straßen.NRW besteht daher durch die Absicht der Bundesregierung, 
die Zuständigkeiten für die Bundesfernstraßen neu zu ordnen und die Bundesfernstraßen von 
übergeordneter Bedeutung in einer eigenständigen Gesellschaft des Bundes zu bündeln. In einer 
"Verkehrsinfrastrukturgesellschaft" sollen dann die Aufgaben Planung, Bau, Betrieb und Finan
zierung von Bundesfernstraßen wahrgenommen werden. Im Rahmen der Auftragsverwaltung 
sind bisher ca. 69% der Personalkapazitäten, dies entspricht rund 3.900 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, mit Tätigkeiten für Bundesfernstraßen betraut. 

In 2015 ist die Verkehrszentrale NRW im Wesentlichen in folgenden Bereichen tätig gewesen: 

1. Verkehrsbeeinflussung (Steuern/Lenken): 
In 2015 wurden die RE-Entwürfe für die Erneuerungen der Nebelwarnanlage A45, Tem
poräre Seitenstreifenfreigabe A4 und Streckenbeeinflussungsanlage A40 erstellt und 
dem Bund vorgelegt. Für die ersten beiden Maßnahmen hat der Bund bereits die Gese
henvermerke erteilt. 
Die Streckenbeeinflussungsanlage A3 zwischen Kreuz Hilden und Kreuz Breitscheid ein
schließlich temporärer Seitenstreifenfreigabe zwischen Kreuz Hilden und Dreieck Ratin
gen wurde ausgeschrieben. Die Vergabe des Projektes, das ein Volumen von 13,5 Mio. 
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Euro hat, wird voraussichtlich im April 2016 erfolgen. Die Ausführungsplanung der Erwei
terung der dynamischen Informationstafeln (dWiSta) im Ruhrgebiet wurde ebenfalls fer
tiggestellt. Die Ausschreibung des ersten Bauloses ist für 2016 geplant. 
Ebenfalls abgeschlossen wurde die Planung für den Bau des zukünftigen Betriebsgebäu
des der Verkehrszentrale. Der Bund hat die Erteilung des Gesehenvermerkes für Früh
jahr 2016 in Aussicht gesteHt. 

2. Baustellenmanagement 
Der Prozess BausteJlenmanagement wurde in Abstimmung mit der Region Autobahn 
überarbeitet und soll ab 2016 in Kraft gesetzt werden. Mit der Neuordnung übernimmt die 
Verkehrszentrale im Baustellenmanagement die Rolle, die ihr mit dem Umsetzungskon
zept des MBWSV zugewiesen wurde. Wesentliche Neuerung ist die Einführung einer
systematischen gestuften Prüfung der verkehrlichen Auswirkungen sämtlicher geplanter 
Baumaßnahmen. Dadurch soll siChergestellt werden, dass alle Baumaßnahmen bereits 
in einem frühen Planungsstadium besser aufeinander abgestimmt werden können. 

3. Verkehrsinformationen 
Im Herbst hat die Verkehrszentrale das neue Verkehrsinformationsportal verkehr.nrw.de 
in Betrieb genommen. Das Portal bietet Informationen zur Verkehrslage auf Autobahnen 
und auf den Hauptverkehrsstraßen, zu Baustellen, zum öffentlichen Personennahver
kehr, zu Radrouten, zu Parkhausbelegungen etc. Mit Hilfe eines Routing-Dienstes kön
nen Verbindungen mit dem IV, ÖV und mit dem Rad geplant werden. Das Portal wurde 
im ~eptember mit dem GIS Best Practice Award der Gesellschaft für Geodäsie, Geoin
formation und Landmanagement ausgezeichnet. Der Preis wird für beispielhaft umge
setzte GIS-Projekte vergeben. 

Die meisten BrOcken im Bundesfernstraßennetz, welche die wesentlichen Verkehrsflüsse abwi
ckeln, wurden zwischen 1960 und 1980 errichtet. Sie stammen aus einer Zeit, die durch sparsa
men Baumaterialeinsatz geprägt war. Mit einem Alter von 30 bis 50 Jahren haben diese Brücken 
bereits einen großen Teil ihrer geplanten Nutzungszeit erfüllt. Die ein bemessenen Tragreserven 
orientierten sich an den damaligen Verkehrsverhältnissen inkl. einer absehbaren Entwicklung des 
Schwerverkehrsaufkommens. 
Neuere wissenschaftliche Untersuchungen zeigten auf, dass aufgrund der ungebremsten Ver
kehrsentwicklung mit deutJich rasanterer Zunahme der Fahrzeuganzahl und Fahrzeuggesamtge
wichte insbesondere im Güterverkehr, die seinerzeit eingeplanten Tragreserven nahezu aufge
braucht sind. Zur Sicherstellung eines weiterhin leistungsfähigen Straßennetzes ist es daher Auf
gabe des Landesbetriebs, festzustellen, welche Leistungsfähigkeit hinsichtlich Trag- und Ge
brauchstauglichkeit die BestandsbrOcken auch unter Berücksichtigung weiterer Steigerungen im 
Güterverkehrsaufkommen aufweisen und welche Maßnahmen anderenfalls erforderlich sind, um 
die gestellten Anforderungen an die Bauwerke wieder herzustellen. Dafür ist als Initialschritt eine 
Nachrechnung der Einzelbauwerke erforderlich, um daraus die erforderlichen Ertüchtigungsmaß
nahmen festzulegen und konkrete Schritte einzuleiten. Dies gilt in erster Linie für Bauwerke der 
Autobahnen, aber auch für Bauwerke stark befahrener Bundes- und Landesstraßen. 

In einem ersten Schritt sind etwa 800 Bauwerke nachzurechnen, die vordringlich eingestuft wur
den. Für die Abwicklung der Nachrechnung wie auch der baulichen Maßnahmen ist zu beachten, 
dass der Verkehr möglichst wenig beeinträchtig wird. Von daher wurde in Abstimmung mit Bund 
und Land"eine korridorweise Vorgehensweise vordinglich im Autobahnbereich für die Abarbeitung 
ganzer Autobahnabschnitte erarbeitet und abgestimmt. 
Für die Bearbeitung wurde eigens eine Projektgruppe Brückenertüchtigung gebildet. Aufgabe der 
Projektgruppe ist die landesweite und niederlassungsübergreifende Durchführung der erforderli
chen Nachrechnungen. Zudem werden in direkter Folge der Nachrechnungsergebnisse innerhalb 
der Projektgruppe Planungen für dringend zu verstärkende Brücken vorgenommen und den Nie
derlassungen zur weiteren Durchführung übergeben. Eine Lenkungsgruppe unter Beteiligung der 
Direktion, aller Niederlassungsleitungen und der eingebundenen Fachabteilungen des Betriebs
sitzes steuert die Aufgabenverteilung. 
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Ertrags- und Finanzlage 

Das Geschäftsjahr 2015 schloss mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 25,1 Mio. € ab. Dieser 
ist im Vergleich zum Vorjahr (23,7 Mio. €) weitestgehend konstant geblieben. Das positive Jah
resergebnis beruht im Wesentlichen auf der milden Witterung in den Wintermonaten, die nur ge
ringe Aufwendungen für den Winterdienst erforderten, sowie den unter den Erwartungen geblie
benen Aufwendungen bei den Einleitungsgebühren für Schmutz- und Niederschlagswasser. Der 
Personalaufwand ist ebenfalls geringer als geplant ausgefallen, im VorjahresvergJeich ist er aller
dings um 2,5 % gestiegen (+ 8,1 Mio. €). Während der Personalbestand in der Verwaltung weiter 
reduziert wurde, erfolgten 2015 im Ingenieurbereich 104 NeueinsteIlungen. 
In der Kapitalstruktur führte der ausgewiesene Jahresüberschuss zu einer Erhöhung der Eigen-
kapitalquote auf 31,2 %. . 

Eine ausreichende Liquidität ist gegeben. Straßen.NRW ist in den Cash-Pool des Landes Nord
rhein-Westfalen eingebunden. 

Prognosebericht 

Das Jahresergebnis fiel um 41,0 Mio. € besser als im Wirtschaftsplan für 2015 vorgesehen aus. 
Gegenüber dem ursprünglichen Ansatz waren u. a. bei den sonstigen betrieblichen Erträgen (+ 
19,8 Mio. €), dem Materialaufwand (- 5,8 Mio. €) sowie den sonstigen betrieblichen Aufwendun
gen (- 2,5 Mio. €) positivere Entwicklungen zu verzeichnen. Darüber hinaus war der Personalauf
wand um 15,7 Mio. € geringer als ursprünglich prognostiziert. Hier wirkten sich der milde Winter 
mit entsprechend geringen Personaleinsatzstunden sowie der bereits bestehende Mangel an 
Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt, der dazu führte, dass Straßen.NRW nicht alle Stellen mit ge
eigneten Bewerberinnen und Bewerbern besetzen konnte, aus. 

Der Wirtschaftsplan sieht für 2016 einen Jahresfehlbetrag von 6,0 Mio. € vor. Darin sind Zuwei
sungen für den laufenden Betrieb in Höhe von' 415,6 Mio. € und für betriebliche Investitionen in 
Höhe von 16,8 Mio. € berücksichtigt. 

Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten 
sind, liegen nicht vor. 

Gelsenkirchen, den 09. Mai 2016 

Elfriede Sauerwein-Braksiek 
-Direktorin-
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2. BILANZ ZUM 31. DEZEMBER 2015 





Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen 
Bilanz zum 31. Dezember 2015 

AKTIVSEITE 
31.12.2015 

EUR EUR 
Vorjahr 
EUR 

A. ANLAGEVERMÖGEN 

I. Immaterielle Vermögensgegenstiinde 
entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie 
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 

TI. SachnnlRgen 
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden 
Grundstücken 

2. technische Anlagen und Maschinen 
3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 

geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 

B. UMLAUFVERMÖGEl'i 

Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 
2. unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 

TI. Fordenmgen und sonstige Vermiigensgegenstände 
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
2. Forderungen gegen das Land Nordrhein-Westfalen 
3. sonstige Vermögensgegenstände 

m. Kassenbestllnd und Guthaben bei Kreditinstituten 
1. Bargeld 
2. Portofrankotyp und Briefmarken 
3. Guthaben bei Kreditinstituten 

C. RECBNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

2.831.68757 

23.554.463,54 
40.979.441,64 
92.154.342,52 

1.535.690.70 

18.553.545,76 
2.660.870.53 

24.890.532,77 
81.932.985,94 

1.395.494.55 

6.712,66 
18.184,96 
18.071.73 

3.661.64874 

2.831.687,57 3.661.648.74 

23.324.659,54 
40.555.288,59 
84.595.399,72 

933.54626 

158.223.938.40 149.408.894.11 

161.055.625.9L_ 153.070.542.85 

20.248.912,83 
3.142.922.53 

21.214.416,29 23.391.83536 

20.488.682,50 
93.500.537,09 

1.801.405.64 

108.219.013,26 115.790.62523 

42.969.35 

129.476.398.90 

7.008,07 
17.741,71 
16.062.44 

40.812.22 

13 9.223.272.81 

2.697.965.24 2.781.206.50 

293.229.990,11 295.075.022,16 

PASSIVSEITE 

A. EIGENKAPITAL 

I. Rücklage rur Investitionen 

n. Rücklage rur Verkehrszentrnle 

m. Gewinnrücklagen 

IV. Gewinn-IVerlustvortrng 

V. Jahresilberschuss 

B, SONDERPOSTEN FÜR INVESTlTIONSZUSCBÜSSE 
ZUM ANLAGEVERMÖGEN 

C. RÜCKSTELLUNGEN 
sonstige Rückstellungen 

D. VERBINDLICHKEITEN 
1. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
3. sonstige Verbindlichkeiten 

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

31.12.2015 
EUR 

61.400.78703 

6.599.504.51 
30.951.822.69 
21. 84 1. 072.46 

Vor'lahr 
EUR EUR 

53.472.137,76 50.072.137,76 

3.000.000,00 3.000.000,00 

2.645.012,99 2.645.012,99 

7.164.240.00 (9.355.255,86) 

25.089.06395 23.683.73586 

91.370.45470 70.045.630.75 

74.571.582.41 68.853.533,28 

82593.14212 

61.400.78703 82.593.142 12 

9.894.788,42 
35.820.215.82 
21.295.350 S3 

59.392.39966 67.010.35477 

6.494.766.31 6.572.361.24 

293.229.990.11 295075022,16 





3. GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 
FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2015 





Landesbetrieb Straßen bau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen 
Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 

2015 
EUR 

1. Umsatzerlöse 
2. Verminderung des Bestands an fertigen und 

unfertigen Erzeugnissen 
3. andere aktivierte Eigenleistungen 
4. sonstige betriebliche Erträge 
5. Materialaufwand 

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe und:fUr bezogene Waren (47.555.732,79) 

b) Aufwendungen :fUr bezogene Leistungen (159.986.970,33) 

6. Personalaufwand 

a) Löhne und Gehälter (255.791.492,70) 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen :fUr 
Altersversorgung und :fUr Unterstützung (72.219.862,11) 

7. Abschreibungen 

Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen (25.789.062,74) 

8. sonstige betriebliche Aufwendungen 
9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

11. Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 

12. sonstige Steuern 

13. Jahresüberschuss 

Vorjahr 
EUR EUR 

584.035.666,61 571.944.795,48 

(482.052,00) (2.458.981,76) 
729,60 0,00 

53.355.253,17 45.063.818,42 

(46.203.933,36) 

(144.915.196,16) 

(207.542.703,12) (191.119.129,52) 

(249.349.067,96) 

(70.612.160,55) 

(328.011.354,81 ) (319.961.228,51) 

(25.049.646,00) 
(49.365.723,07) (53.655.754,20) 

102.187,85 182.910,72 
(1.013.529,55) (1.081.569,41) 

25.289.411,94 23.865.215,22 
(200.347,99) (181.479,36) 

25.089.063;95 23.683.735;86 





4. ANHANG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 
VOM 1. JANUAR BIS 31. DEZEMBER 2015 





Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen 

Anhang für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2015 

Angewendete Vorschriften 

Auf den Jahresabschluss 2015 werden nach § 12 der Betriebssatzung die 
Rechnungslegungsvorschriften des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften 
angewendet. Darüber hinaus werden die ergänzenden Bestimmungen der 
Landeshaushaltsordnung und der Betriebssatzung beachtet. Für die Gewinn- und 
Verlustrechnung wird das Gesamtkostenverfahren angewendet. Der Landesbetrieb erfüllt zum 
31. Dezember 2015 die Merkmale einer großen Kapitalgesellschaft a~alog § 267 Abs. 3 HGB. 

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Für die Erstellung des Jahresabschlusses waren die gegenüber dem Vorjahr unveränderten 
nachfolgenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden maßgebend. 

Die Bewertung der Vermögens- und Schuldposten trägt allen erkennbaren Risiken nach den 
Grundsätzen vorsichtiger kaufmännischer Beurteilung Rechnung. 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind zu Anschaffungskosten erfasst und werden ihrer 
voraussichtlichen Nutzungsdauer entsprechend linear abgeschrieben. Sachanlagen werden auf 
der Grundlage,der Anschaffungskosten bewertet. Der Umfang der Anschaffungskosten entspricht 
§ 255 Abs. 1 HGB. 

Leistungsbedingter Werteverzehr wird durch planmäßige Abschreibungen erfasst, die auf der 
Grundlage voraussichtlicher Nutzungsdauern bemessen werden. Die Abschreibung erfolgt linear. 
Im Jahr des Zugangs erfolgt die Abschreibung zeitanteilig nach Monaten. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter (von 150 bis 410 Euro netto) werden weiterhin sofort 
abgeschrieben. 

Die ROh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sind mit Anschaffungskosten aktiviert. Soweit in Einzelfällen 
niedrigere Wiederbeschaffungspreise vorlagen, wurden diese angesetzt. Abgesehen von 
handeisOblichen Eigentumsvorbehalten sind die Vorräte frei von Rechten Dritter. 

Die unfertigen Leistungen betreffen zum größten Teil Verwaltungskosten für Bauplanung und 
Baudurchführung. Die Bewertung erfolgt differenziert nach dem Leistungsgrad der einzelnen 
Projekte, wobei Einzel- und angemessene Gemeinkosten in die Bewertung einbezogen werden. 
Aus Gründen der kaufmännischen Vorsicht wurde bei den Planungsleistungen ein 
Bewertungsabschlag in Höhe von 20 % vorgenommen. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert angesetzt. Allen 
risikobehafteten Posten ist durch die Bildung angemessener pauschalierter 
Einzelwertberichtigungen Rechnung getragen. Die Pauschalwertberichtigung ist wie im Vorjahr 
mit 2 % in Ansatz gebracht worden. 

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten werden Auszahlungen vor dem Bilanzstichtag 
angesetzt, soweit sie Aufwand für einen bestimmten Zeitraum nach dem Stichtag darstellen. 
Aktive Rechnungsabgrenzungsposten werden mit dem Nennwert ausgewiesen. 

Der Sonderposten fOr Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen ist in Höhe der 
Zuführungsbeträge abzüglich der kumulierten Auflösungen angesetzt. 
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Die Wertansätze der sonstigen Rückstellungen beinhalten alle erkennbaren Risiken und 
ungewissen Verpflichtungen und sind in der Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages (d.h. einschließlich zukünftiger Kosten- und 
Preissteigerungen) angesetzt. Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 
werden abgezinst. Die Abzinsung erfolgt nach den durch die Deutsche Bundesbank 
vorgegebenen Zinssätze gem. § 253 Absatz 2 HGB über die voraussichtliche Laufzeit der 
einzelnen Rückstellungen. 

Verpflichtungen aus Altersteilzeit sind unter Anwendung finanzmathematischer Grundsätze 
passiviert. 

Zum Bilanzstichtag sind keine Neuverträge mit bewilligter Altersteilzeit zu verzeichnen. Am 
31. Dezember 2015 liegen 53 Altersteilzeitverträge vor. 

Verbindlichkeiten und der passive Rechnungsabgrenzungsposten sind mit ihrem 
Erfüllungsbetrag passiviert. 

Erläuterungen zur Bilanz 

An lagevermögen 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist aus der Anlage zu diesem Anhang ersichtlich. 

Vorräte 31.12.2015 31.12.2014 

T€ T€ 

1. Roh-, Hiffs- und Betriebsstoffe 18.553 20.249 
2. Unfertige Leistungen 2.661 3.143 

21.214 23.392 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

31.12.2015 31.12.2014 

davon mit einer davon mit einer 

Insgesamt 
Restlaufzeit von 

Insgesamt Restlaufzeit von 
mehr als einem mehr als einem 

Jahr Jahr 
T€ T€ T€ T€ 

1. Forderungen aus 
lieferungen und 24.891 0 20.489 
Leistungen 

2. Forderungen an das 
Land Nordrhein- 81.933 

0 93.501 
Westfalen (Cash-
Pool) . 

3. Sonstige Vermögens- 1.395 1.801 
gegenstände 0 

108.219 
0 115.791 

Die in der Bilanz ausgewiesenen Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beinhalten in 
Höhe von T€ 665 (Vorjahr: T€ 781) Forderungen gegen das Land Nordrhein-Westfalen und in 
Höhe von T€ 7.896 (Vorjahr: T€ 852) Forderungen gegen die Verkehrsinfrastrukturgesellschaft 
(VIFG) des Bundes. Diese Forderungen haben alle eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. 
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Rechnungsabgrenzungsposten 

Der Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von T€ 2.698 (Vorjahr: T€ 2.781) enthält im 
Wesentlichen für das Jahr 2016 vorausbezahlte Mieten und Versicherungsprämien sowie 
abgegrenzte Aufwendungen für Ablösevereinbarungen. 

Eigenkapital 

Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein
Westfalen hat mit Datum vom 30. Juni 2015 den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 
festgestellt. 

Der ausgewiesene Bilanzgewinn 2014 in Höhe von T€ 14.328 wurde in Höhe von T€ 7.164 auf 
neue Rechnung vorgetragen und in gleicher Höhe an das Land Nordrhein-Westfa!en abgeführt. 

Mit Erlass vom 20. Dezember 2012 durch das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen wurde im Jahr 2012 ein Teilbetrag von T€ 3.000 
den Kapitalrücklagen als Rücklage für Verkehrszentrale zugeführt. Wegen der Besonderheit der 
Zweckbestimmung wurde diese Rücklage gesondert ausgewiesen. Mit Schreiben vom 7. Mai 
2014 wurde beschlossen, diese Rücklage vorerst beizubehalten und nicht aufzulösen. 

Mit Erlass vom 18. Dezember 2015 durch das Ministerium für Bauen, Wohnen, StadtentwickJung 
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen wurde die Rücklage für Investitionen um T€ 3.400 
erhöht. 

Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anjagevermögen 

Der Sonderposten entwickelte sich wie folgt: 

2015 

T€ 

Anfangsbestand 68.854 

Auflösung 11.966 

Zuführung 17.684 

Endbestand 74.572 

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen wird entsprechend dem 
jeweiligen Abschreibungsverlauf der betroffenen Anlagegegenstände aufgelöst. Dieses erfolgt in 
gleich bleibenden Beträgen der Nutzungsdauer entsprechend. 
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67.210 

11.341 

12.985 

68.854 



Rückstellungen 

Pensionsrückstellungen und Beihilfen 

Für künftige Pensionsverpflichtungen gegenüber den Beamtinnen und Beamten hat das Land 
NRW gegenüber dem Landesbetrieb straßen bau NRW eine Freistellungserklärung abgegeben, 
wonach das Land NRW den Landesbetrieb Straßenbau NRW gegen Zahlung von 30 % der 
laufenden Bezüge freistellt. Bei der Bemessung einer nach § 249 HGB anzusetzenden 

. Pensionsrückstellung wurde die Freistellungserklärung in selber Höhe mindernd berücksichtigt, 
so dass kein Ausweis einer Pensionsrückstellung erfolgt. Die Befreiung gilt auch für die laufenden 
Beihilfeverpflichtungen der Pensionäre. 

Gern. Pensionsgutachten der GBG-Consulting GmbH vom 11. Februar 2016 bestehen zum 
Bilanzstichtag Verpflichtungen des Landes gegenüber den Leistungsberechtigten in Höhe von 
T€ 438.979 (Vorjahr: T€ 387.450). Hiervon sind T€ 330.662 seit Gründung des Landesbetriebes 
entstanden. Die Berechnung erfolgt unter Berücksichtigung eines Rechnungszinses von 3,89 % 
p.a. sowie eines Gehalts- und auch Rententrends von jeweils 1,2 % p.a. Als Rechnungsgrundlage 
gelten die Richttafeln 2005 G von Prof. Dr. K. Heubeck. Die Berechnung erfolgt für 1.002 
Personen. 

Auf Basis eines weiteren Gutachtens der GBG-Consulting GmbH vom 11. Februar 2016 bestehen 
zum Bilanzstichtag Beihilfeverpflichtungen, die gleichfalls als Verpflichtungen des Landes 
gegenüber den Leistungsberechtigten zu beurteilen sind, in Höhe von T€ 38.030 (Vo~ahr: T€ 
34.122). Hiervon sind T€ 25.811 seit Gründung des Landesbetriebes Straßenbau NRW 
entstanden. Die Berechnung erfolgt unter Berücksichtigung eines Rechnungszinses von 3,89 % 
p.a. sowie einer Kostensteigerung von 3,0 % p.a. Als Rechnungsgrundlage gelten die Richttafeln 
2005 G von Prof. Dr. K Heubeck. 

Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen belaufen sich am Bilanzstichtag auf insgesamt T€ 61.401 (Vorjahr: 
T€ 82.593). Hiervon entfallen T€ 30.010 auf personalrelevante Posten (Vorjahr: T€ 29.889) sowie 
T€ 31.391 auf sonstige Posten (Vorjahr: T€ 52.704). 

Die in den sonstigen Rückstellungen enthaltenen Altersteilzeitrückstellungen sind gern. 
Gutachten der Firma GBG-Consulting GmbH mit einem Rechnungszins von 3,89 % und einem 
Gehaltstrend von 1,2 % berücksichtigt worden. 

Zusätzlich sind' in den Rückstellungen Auf- und Abzinsungen ausgehend von den 
Erfüllungsbeträgen vorgenommen worden. 

Die langfristigen Rückstellungen wurden mit laufzeitadäquaten Zinssätzen zwischen 2,16% und 
4,00 % auf- bzw. abgezinst. Im Jahr 2015 sind Erträge aus Abzinsung in Höhe von T€ 92 (Vorjahr 
T€ 175.) sowie Aufwendungen aus Aufzinsung in Höhe von T€ 164 (Vorjahr T€ 555.) 
ausgewiesen. 
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Verbindlichkeiten 

31.12.2015 31.12.2014 

davon mit einer davon mit einer 
Insgesamt Restlaufzeit bis Insgesamt Restlaufzeit bis 

zu einem Jahr zu einem Jahr 

T€ T€ T€ T€ 

1. Erhaltene 
6.599 6.599 9.895 9.895 

Anzahlungen 
2. Verbindlichkeiten 

aus Lieferungen 30.952 30.952 35.820 35.820 
und Leistungen 

3. Sonstige 21.841 21.841 21.295 21.295 
Verbindlichkeiten 

davon aus Steuern (145) (145) (70) (70) 

davon im Rahmen 
der sozialen 

(79) (79) (81 ) (81) 
Sicherheit: 

59.392 59.392 67.010 67.010 

Die Sonstigen Verbindlichkeiten resultieren mit T€ 21.149 (Vorjahr: T€ 20.844) aus Lohn- und 
Gehaltszahlungen des Monats Dezember. Der Ausgleich erfolgte im Januar 2016. 
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Umsatzerlöse 

2015 2014 

T€ T€ 

Zuweisungen des Landes für die Aufgabenerfüllung 382.894 370.495 

Zuweisung der Bundesrepublik Deutschland für die 
142.381 135.285 

Unterhaltung und Instandsetzung von Bundesstraßen 

Abrechnung von Planungs- und Bauaufsichtsleistungen für die 
21.917 23.889 

Bundesrepublik Deutschland 

Zuführungen für Investitionen durch das Land 13.352 16.752 

Übrige Umsatzerlöse 23.491 25.524 

Umsatzerlöse gesamt 584.035 571.945 

Sonstige betriebliche Erträge 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen sind keine nennenswerten periodenfremde Erträge 
enthalten (Vorjahr: T€ 68). 

Materialaufwand 

2015 2014 

T€ T€ 

a) Aufwendungen für Roh .. , Hilfs- und Betriebsstoffe 47.556 46.204 

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 159.987 144.915 

207.543 191.119 
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Personalaufwand I Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

2015 2014 

T€" T€ 

a) Löhne und Gehälter 255.791 249.349 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und für Unterstützung 72.220 70.612 
davon für Altersversorgung: 
€ 26.252.778,36 (Vorjahr: € 26.005.678,28) 

328.011 319.961 

Die Zahl der Beschäftigten ohne Auszubildende und Geschäftsführung betrug im Jahresdurchschnitt: 

2015 2014 

Anzahl Anzahl 

Beamtinnen und Beamte 725 740 

Tarifkräfte 
4.879 4.889 

5.604 5.629 

Für die Mitarbeiterstatistik 2015 werden alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gezählt, für die 
Personalaufwand gebucht wurde. Sie umfasst aUe aktiven und jene in der ATZ-Freiste/lungsphase. 

Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und 
Sachanlagen 

Die Jahresabschreibungen sind aus der Zugangsspalte zu den kumulierten Abschreibungen in der 
Entwicklung des AnJagevermögens (Anlage zu diesem Anhang) ersichtlich. 

Zinsergebnis 

2015 2014 

T€ T€ 

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 102 183 
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.013 1.082 

-911 -899 

Die Sonstigen Zinsen und ähnliche Erträge resultieren wie im Vorjahr im Wesentlichen aus der 
Abzinsung von Rückstellungen. Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen resultieren wie im 
Vorjahr hauptsächlich aus der Aufzinsung von Rückstellungen (T€ 164) sowie aus Aufwendungen 
für Verzugszinsen i. R. von Nachtragsbearbeitungen (T€ 8i7). 
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Sonstige Steuern 

Jahresüberschuss 

Die Geschäftsführung schlägt vor, den Jahresüberschuss (T€ 25.089) zu 50% in Höhe eines 
Teilbetrages von rd. T€ 12.545 auf neue Rechnung vorzutragen und zu 50% in Höhe von rd. T€ 
12.545 an das Land Nordrhein-Westfalen abzuführen. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Aus Miet- und Leasingverträgen entstehen dem Landes betrie b jährliche 
Zahlungsverpftichtungen. Die wesentlichen Verpflichtungen betreffen: 

• Leasing Verwaltungs-KFZ, jährliche Leasingverpflichtungen; die Verträge sind im 
Wesentlichen in 2015 ausgelaufen, so dass hier jährliche Zahlungsverpflichtungen 
aufgrund von Leasingverträgen nur noch in untergeordneter Höhe anfallen, 

• Leasing Fahrzeuge und Geräte im UI Bereich, jährliche Leasingverpflichtung T€ 320, 
• Gebäudemieten aus Mietverträgen mit dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb, jährliche 

Mieten T€ 4.400, 
• Sonstige Gebäudemieten aus Mietverträgen mit Dritten, jährliche Miefen T€ 4.950, 
• Betrieb und Support der SAP-Systeme durch LVR-lnfoKom (ohne CPU-Zeiten), jährlich 

T€450. 

Sonstige Pflichtangaben nach § 285 HGB 

Das Abschlussprüferhonorar beträgt T€ 35 und betrifft ausschließlich Leistungen nach § 285 Nr. 
17 HGB (Abschlussprufungsleistungen). Das Vorjahresabschlusspruferhonorar betrug T€ 44 und 
beinhaltete ebenfalls ausschließlich Leistungen nach § 285 Nr. 17 HGB. 

Die GesamtbezOge der Geschäftsführung, die ausschließlich aus einem Fixbetrag bestehen, 
betrugen im Geschäftsjahr 2015 T€ 174. Diese verteilen sich wie folgt: 

Herr Ass.-jur. Winfried Pudenz 
Herr Ass.-jur. Ralf Pagenkopf 
Frau Dipl.-Ing. Elfriede Sauerwein-Braksiek 

T€ 66 
T€ 72 
T€ 36 

Seite 8 von 9 



Organe der Gesellschaft 

Geschäftsführung 

Herr Ass.-jur. Winfried Pudenz, Düsseldorf (Hauptgeschäftsführer) bis 31.07.2015 

Frau Dipl.-Ing. Elfriede Sauerwein-Braksiek (Direktorin des Landesbetriebes) seit 01.08.2015 

Herr Ass.-jur. Ralf Pagenkopf, Duisburg (Geschäftsführer) bis 31.10.2015 

Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr als 
das für das Straßenwesen zuständige Ministerium des Landes Nord rhein-Westfalen. 

Gelsenkirchen, ~en 09. Mai 2016 

Elfriede Sauerwein-Braksiek 
-Direktorin-

Anlagen 
Anlagenspiegel für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2015 bis 31. Dezember 2015 
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Landesbetrieb Straßenbau Nordrheln-Westfalen 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

Stand am 
01.01.2015 

EUR 

Entwicklung des Anlagevermögens 2015 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Zugänge 
.G1L8. 

Abgänge 
EUR 

Umbuchungen 

ß.!.Ei 

Stand am 
31.12.2015 

Stand am 
01.01.2015 

.G1L8. 

Kumulierte Abschreibunaen 

Stand am 
Zugänge 

g)1f3. 
Abgänge 

g)1f3. 
Umbuchungen 31.12.2015 

.G1L8.- g)1f3. 

Nettowerte 

Stand am 
31.12.2015 

.G1L8. 

Stand am 
01.01.2015 

g)1f3. 

1. EDV·Software 18.102.777,14 704.988,29 0,00 0,00 18.807.765,43 14.441.128,40 1.534.949,46 0,00 0.00 15.976.077,86 2.831.687,57 3.661.648,74 
2. Sonstige Immaterielle Vermögensgegenstände 2.443;59 0;00 0;00 0:00 2.443;59 

18.105.220731 704.988291 0001 0001 18.810.209021 
0,00 0,00 

2.831.687,571 3.661.648,741 
2.443,59 0,00 0,00 0,00 2.443,59 

14:443.571,991 1.534.949.461 0,001 0,001 15.978.521,451 

11. Sachanlagen 

1. Grundstücke, grundstückgi. Rechte und Bauten 
einsehJ. Bauten auf femoen Grundstücken 

2. Technische Anlagen und Maschinen 
3. Andere Anlagen, Betrlebs- und 

Geschäftsausstallung 
4. Anlagen Im Bau 

111. FInanzanlagen 

1. Beteiligungen 

41.607.004,36 405.019,61 31.046,67 440.200,61 42.421.177,91 
95.719.735,56 7.973.123,50 2.677 .545,85 25.072,16 101.040.385,37 

191.519.219,86 24.704.586,62 7.860.118,38 0,00 208.363.688,10 
933.546,26 1.067.417,21 0.00 -465.272,77 1.535.690,70 

329.779.506,041 34.150.146,941 10.568.710,901 D,DD! 353.360.942,081 

18.282.344,82 605.584,78 21.215,23 
55.164.446,97 7.216.617,78 2.320.121,02 

0,00 18.866.714,37 
0.00 60.060.943,73 

106.923.820,14 16.431.910,72 7.146.385,28 0,00 116.209.345,58 
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

180.370.611 ,931 24.254.113,28 I 9.487.721 ;53J 0,00 I 195.137.003,68] 

23.554.463,54 23.324.659,54 
40.979.441,64 40.555.288,59 

92.154.342,52 84.595.399,72 
1.535.690,70 933.546,26 

158.223.938,401 149.408.894,111 

0,00 000 0,00 0,00 000 0,00 0 00 0,00 0,00 0,00 0.00 0.00 
0.001 0:001 0.001 0,001 0:001 0.001 0:001 0,001 0.001 0.001 0.001 0.001 

347-:884.726,77C34.855.135~68.710,901 0,001 372.171.151,101 I 194.814.183,921 25.789.062,741 9.487.721,531 O,O-ÖC211.115.525,1:3! 16nJ55-:625~971 153.070.542,851 





5. BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS 





Rödl & Partner 

Bestätigungsvermerk 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen und an den Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkir
chen: 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Landesbetriebes 
Straßen bau Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landes
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Ver
antwortung der Direktorin des Landesbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab
schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss un
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
des Landesbetriebes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsy
stems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Direktorin 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be
urteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden lan
desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Landesbetriebes. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Landesbetriebes und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Köln, den 9. Mai 2016 

Rödl & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

~ 
<J 

Rudert 
Wi rtschaftsprüfer 


